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An das 
Bundesministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Wirtschaft 

 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Bezug nehmend auf Ihr Schreiben vom 01.10.2014, GZ: BMWFW-52.250/0144-
WF/IV/6/2014, nimmt das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
hinsichtlich des im Betreff näher bezeichneten Entwurfes wie folgt Stellung: 
 
Zum gegenständlichen Gesetzesentwurf: 
 
Zu Z 5 (§ 2 Z 13 des Entwurfes): 

Danach soll in § 2 eine neue Z 13 angefügt werden, wonach als ein leitender Grundsatz für 
die Universitäten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nunmehr auch die „Vereinbarkeit von Stu-
dium oder Beruf mit Betreuungspflichten für Kinder und pflegebedürftige Angehörige“ auf-
genommen werden soll. 

Aus den Erläuternden Bemerkungen zu § 2 Z 13 des Entwurfs geht hervor, dass damit Uni-
versitätsangehörige mit Betreuungspflichten für Kinder und pflegebedürftige Angehörige 
stärker sichtbar gemacht werden sollen. 

Diese Ergänzung der leitenden Grundsätze wird ausdrücklich begrüßt. 
 
Zu Z 33 (§ 67 Abs. 1 des Entwurfes): 

§ 67 Abs. 1 des Universitätsgesetzes 2002 soll nach dem Entwurf dahingehend geändert 
werden, dass nunmehr auf Antrag eine Beurlaubung für höchstens zwei Semester auch für 
die Betreuung von pflegebedürftigen Angehörigen möglich sein soll. Diese Bestimmung wird 
begrüßt. 
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Allerdings sollte definiert werden, welcher Personenkreis konkret unter dem Begriff der An-
gehörigen zu subsumieren ist. Vorgeschlagen wird, den Angehörigenbegriff der Richtlinien 
des Sozialministeriums für die Gewährung von Zuwendungen zur Unterstützung pflegender 
Angehöriger zu verwenden. 

Unter Angehörige fallen demnach folgende Personen: 
 Verwandte in gerader Linie, 
 Ehegatte/Ehegattin, 
 Lebensgefährte/Lebensgefährtin, 
 Eingetragener Partner/Eingetragene Partnerin, 
 Wahl-, Stief-, und Pflegekinder, 
 Geschwister, 
 Schwager und Schwägerinnen, 
 Schwiegerkinder und Schwiegereltern, 
 Nichten und Neffen. 

Die genannten Richtlinien sind abrufbar unter: 
http://www.sozialministerium.at/site/Soziales/Pflege_und_Betreuung/Betreuende_und_pfl 
egende_Angehoerige/Unterstuetzung_fuer_pflegende_Angehoerige. 
 
 
Anregung zur Novellierung des § 115 des Universitätsgesetzes: 

§ 115 Universitätsgesetz sieht vor, dass durch Kollektivvertrag jedenfalls für das wissen-
schaftliche und künstlerische Universitätspersonal eine Pensionskassenzusage im Sinne des 
Betriebspensionsgesetzes (BPG), BGBl. Nr. 282/1990, zu erteilen ist. 

Aus der Praxis ist bekannt, dass diese Bestimmung vielfach als zu eng angesehen wird. Völlig 
unklar ist, ob auf der Grundlage dieser Bestimmung „durch Kollektivvertrag“ auch eine 
arbeitsrechtliche Grundlagenvereinbarung zu einer betrieblichen Kollektivversicherung nach 
den §§ 6a ff Betriebspensionsgesetz (BPG) für das Universitätspersonal abgeschlossen 
werden kann. 

Aus Sicht des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ist wesentlich, 
dass das BPG neben anderen Zusagenformen jedenfalls zwei „Durchführungswege“, nämlich 
die Pensionskassenzusage und die betriebliche Kollektivversicherung, vorsieht. Neben dem 
etwas volatileren und risikoreicheren Instrument der Pensionskassenzusage soll Arbeitge-
ber/innen und Arbeitnehmer/innen ganz prinzipiell auch der Zugang zum risikoärmeren 
Produkt der betrieblichen Kollektivversicherung eröffnet werden. 

Vor diesem Hintergrund ist es völlig unverständlich, warum das Universitätsgesetz nicht auch 
diese grundsätzliche Wahlmöglichkeit offeriert. Eine derartige Beschränkung der Gestaltungs-
möglichkeiten der Kollektivvertragspartner ist wohl auch verfassungsrechtlich bedenklich. Im 
Universitätsgesetz sollte daher die grundlegende Entscheidung des Gesetzgebers aus dem 
Jahre 2005 - Wahlmöglichkeit zwischen dem Pensionskassen- und dem Versicherungsprodukt 
- nachvollzogen werden. 

Das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ersucht daher mit 
Nachdruck, im Universitätsgesetz auch ausdrücklich den Zugang zur betrieblichen Kollektiv-
versicherung zu eröffnen. 
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Eine Gleichschrift der Stellungnahme wurde dem Präsidium des Nationalrates elektronisch 
an die Adresse „begutachtungsverfahren@parlament.gv.at“ übermittelt. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Für den Bundesminister: 

Ing. Mag. Andreas Thaller 

Elektronisch gefertigt. 
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